
Von Steven Geyer

Es gebe mehrere Gründe, sich zu
wundem, sagt Markus Beckedahl,

Chef des Online-Magazins Netzpoli-
tik.org. Zum einen erstaune es seine
Redaktion, dass der Generalbundes-
anwalt jetzt aufgrund ihrer Veröffent-
lichungen Ermittlungen aufgenom-
men haben soll - während er beim
großen NSA-Überwachungsskandal
keine Ansatzpunkte dafür fand.

Gerade ist nämlich bekannt ge-
worden, dass der Präsident des Bun-
desverfassungsschutzes, Hans-Georg
Maaßen, wegen der Veröffentlichung
geheimer Informationen aus seinem
Haus in drei Fällen Strafanzeige er-
stattet haben soll. Und wie der
Deutschlandfunk meldet, geht es da-
bei um zwei Texte auf Netzpolitik.org:
Sie hatten aus dem geheimen Wirt-
schaftsplan des Verfassungsschutzes
für 2013 und 2015 zitiert, dass er meh-
rere Millionen Euro für die massen-
hafte Auswertung privater Internet-
Inhalte vorsehe. Der dritte Fall be-
zieht sich auf die Weitergabe eines ge-
heimen Ermittlungsberichts über
den rätselhaften Tod des Verfassungs-
schutz-Informaten „Corelli“. Daraus
hatte die Süddeutsche Zeitung zitiert.

Laut Deutschlandfunk hat der Ge-

neralbundesanwalt bislang nur die
beiden Verfahren an sich gezogen, die
sich auf die Berichte der fünfköpfigen
Netzpolitik-Mannschaft beziehen.
Ziel sei es, die Informanten ausfindig
zu machen. Die Ermittlungen richte-
ten sich deshalb zunächst gegen Ver-
fassungsschutzbeamte, die mit den
Berichten zu tun hatten, sowie gegen
Bundestagsabgeordnete und deren
Mitarbeiter, die Zugang dazu hatten.

Er frage sich schon, so Beckedahl,
warum ausgerechnet gegen die Quel-
len von Netzpolitik ermittelt wird -
nicht aber gegen die Zuträger von
Süddeutscher oder Spiegel. „Wir fra-
gen uns, ob das Kanzleramt diese An-
zeigen unterstützt“, sagte er. „Immer-
hin hat Kanzleramtsminister Alt-
maier schon im Herbst angekündigt,
härter gegen Geheimnisverrat vorzu-
gehen.“ Ziel sei offenbar, potenzielle
Whistleblower einzuschüchtern.

Doch auch die Gegenseite im Rin-
gen um Geheiminformationen be-
schäftigt den Generalbundesanwalt:
Der Spiegel will in einem geheimen
Vermerk des Kanzleramts Hinweise
darauf entdeckt haben, selbst von
US-Geheimdiensten abgehört wor-
den zu sein. Demnach habe die CIA-
Spitze 2011 den Geheimdienstkoor-
dinator im Kanzleramt vor Kontakten
des Spiegels zu bestimmten Personen

in deutschen Regierungsstellen ge-
warnt. Der Spiegel hat deshalb eben-
falls Strafanzeige erstattet: wegen Ver-
letzung des Femmeldegeheimnisses.

Die Bundesregierung fordert von
den USA nun Aufklärung. Außenmi-
nister Frank-Walter Steinmeier (SPD)
sagte dem Tagesspiegel: „Ich hoffe,
dass die Amerikaner die Brisanz er-
kennen und ihren Beitrag leisten.“
Für die Opposition tritt die Regierung
zu zahm auf. „Sie kuscht vor den
USA“, sagte Grünen-Innenexperte
Hans-Christian Ströbele, der das
mutmaßliche Ausspähen des Spie-
gels einen .Angriff auf die Pressefrei-
heit“ nennt. Der Vorsitzende des Par-
lamentarischen Kontrollgremiums
André Hahn (Linke) warf der Regie-
rung vor, dem Bundestag Auskünfte
über diesen neuerlichen „Skandal“ zu
verweigern. Der NSA-Untersu-
chungsausschuss werde sich der Sa-
che annehmen.

Die Bundesanwaltschaft selbst
hält sich bedeckt. Die Anzeige des
Spiegels werde derzeit inhaltlich ge-
prüft, sagte ein Sprecher. Die Mel-
dung über die Anzeige durch den Ver-
fassungsschutzchef könne er dage-
gen nicht kommentieren. Auch der
Verfassungsschutz wollte den Fall we-
der bestätigen noch dementieren.

Späte Reaktion auf Snowden- Aussagen
In der NSA-Affäre rea-
giert Generalbundesan-
walt Harald Range erst
spät: Nachdem Anfang
Juni 2013 die Doku-
mente des Insiders Ed-
ward Snowden öffentlich
werden, lässt Range ab
27. Juni nur beobachten
und prüfen, ob er über-
haupt zuständig wäre.

Erst am 4. Juni 2014 lei-
tet er Ermittlungen ein —
nach massiver Kritik an
seiner Aussage, es gebe
keine Anhaltspunkte für
systematische Überwa-
chung durch NSA und bri-
tisches GCHQ. Im Okto-
ber 2013 war die Ausspä-
hung von Merkels Handy
bekannt geworden.

Am 12. Juni 2015 erklärt
die Bundesanwaltschaft,
die Ermittlungen zur Aus-
spähung des Kanzler-
Handys seien eingestellt.
Man komme nicht an
Originalbelege. Zugleich
heißt es, wegen der Mas-
sen-Überwachung durch
die NSA werde noch im-
mer nicht ermittelt.
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